-----Ursprüngliche Nachricht-----

Von: Anita Mischinger 

Gesendet: Montag, 18. Juli 2005 12:43

An: 'gemeinden@email.steiermark.at'

Betreff: Getränkeabgabe: Anwendung den Frankfurt-Urteils; weitere Informationen (2. Teil)

Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin, sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Wie in unserer E-Mail vom 24. Mai 2005 angekündigt erhalten Sie nun den zweiten Teil der Informationen zur weiteren Umsetzung des Frankfurt-Urteils für die einzelnen Getränkeabgabe-Verfahrenssituationen, wobei wie schon in unserer letzten Aussendung wiederum nur Gastronomie- bzw Ausschank-Rechtsbehelfsfälle betroffen sind.
 

1. Abgeschlossene, im Sinne der Gemeinden erledigte Getränkeabgabeverfahren

a) Als erledigt sind nun all jene Verfahren anzusehen, 

         die entweder nie Rechtsbehelfsfall waren (kein Anbringen; weiters bescheidmäßig abschlägig erledigte ausschließlich bedingte oder verspätete Rechtsbehelfsfälle) oder

         alle Rechtsbehelfsfälle, in denen bescheidmäßig im Wege des Bereicherungsverbotes die Rückzahlung des Getränkeabgabeguthabens (Nullfestsetzung) verweigert wurde und die in Rechtskraft erwachen sind oder

         die jene Fälle betreffen, die auf Ihren Vorschlag hin zwischenzeitig zurückgezogen wurden oder noch werden. 

b) Auf Ihren Vorschlag hin erfolgte Zurückziehungen

Hier ist es formalrechtlich erforderlich, vom Abgabepflichtigen oder seinem Vertreter abgegebene bei Ihnen eingelangte Zurückziehungen von Anbringen (Rechtsmitteln, Rückzahlungs-, Vorlageanträgen u dgl) in einem rechtsmittelfähigen Bescheid auszusprechen (Entwurf a).

Für die Zustellung ist – ungeachtet des Umstandes, wer die Zurückziehung unterfertigt bzw eingebracht hat – eine allenfalls bestehende (Zustell-) Vollmacht jedenfalls zu beachten! Nach Eintritt der Rechtskraft dieses Bescheides ist das Verfahren endgültig abgeschlossen und sind natürlich auch allfällige Rückstände – erforderlichenfalls zwangsweise – einzubringen.

2. Offene Getränkeabgabeverfahren (Getränkeabgabe im eigentlichen Sinne)

a)
Offene Getränkeabgabeverfahren 

In Gastronomie-Fällen kann nun nach dem Frankfurter EuGH-Urteil Getränkeabgabe auch auf Alkohol verlangt bzw. festgesetzt werden und zwar in Österreich nur für bis zum 8.3.2000 erfolgte Lieferungen, weil die entsprechende gesetzliche Ermächtigung durch die Novelle zum FAG 1997, (siehe BGBl I 29/2000) danach weggefallen ist.
 

Wo Anträge auf Rückzahlung von Getränkeabgaben (Rechtsbehelf etc.) noch nicht bescheidmäßig erledigt wurden (bzw in Fällen, wo zutreffende Abgabenerklärungen zB aus 2000 oder früher noch bis heute fehlen), ist - um keine Verjährung eintreten zu lassen - für diese Zeiträume die Getränkeabgabe sowohl für alkoholfreie als auch für alkoholische Getränke noch heuer festzusetzen (Entwurf b).
b)
Anwendungsfall: Offene Getränkeabgabeverfahren nach erfolgter oberbehördlicher Aufhebung

In solchen Rechtsbehelfsfällen wurden/werden ja seit dem vorangegangenen ersten Teil unseres „Frankfurt-Informationspaketes“ solche erstinstanzliche Bescheide, welche Alkohol (in Wertung als Rechtsbehelfsfall) nicht besteuert hatten, von der zuständigen Oberbehörde (Gemeinderat) aufgehoben. 

Das Verfahren tritt damit in die Lage zurück, in der es sich vor Erlassung des aufgehobenen Bescheides befunden hat – d.h. bei Aufhebung von „gewöhnlichen“ erstinstanzlichen Bescheiden hat die bescheidmäßige Erledigung wiederum erstinstanzlich zu erfolgen. Nach Aufhebung von Berufungsvorentscheidungen ist die Erledigung durch eine neuerliche Berufungsvorentscheidung oder Berufungsentscheidung vorzunehmen (inhaltlich ebenfalls Entwurf b). 

Zum Entwurf b) wird noch generell festgehalten, dass für alle Bescheide die Begründung – gestützt auf das „Frankfurt-Urteil“ –  den wesentlichsten Inhalt bildet, die sonstigen Bescheidbestandteile wie Spruch und Rechtsmittelbelehrung hängen jeweils vom Verfahrensstand ab und sind fallbezogen zu gestalten.
 

Wir hoffen, Ihnen hiermit weiter zu helfen und stehen für Rückfragen selbstverständlich gern zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen
Dr. Klaus Wenger, Landesgeschäftsführer

__________________________________________

Steiermärkischer Gemeindebund 

Burgring 18, A-8010 Graz

Telefon: +43/316/82-20-79-0

Telefax: +43/316/81-05-96

E-Mail: post@gemeindebund.steiermark.at 

__________________________________________

Entwurf a)
zum „Rundbrief Frankfurt 2“
Bescheidmäßiger Ausspruch über die erfolgte Zurücknahme von Anbringen

Stadt-/Markt-/Gemeinde ............................

............................, am ................2005

GZ.:

Gegen Zustellnachweis.

Herrn/Frau

…………………

…………………

…………………

Bescheid

Spruch

Auf Grund der mit .....................2005 datierten am .....................2005 eingelangten Zurücknahmeerklärung des Herrn/ der Frau / .................. ...................., vertreten durch ...................................., gelten alle im Zusammenhang mit den Getränkeabgaberückforderungen eingebrachte Anbringen als zurückgenommen.

Begründung

Zum anhängigen Getränkeabgabeverfahren hat der EuGH im Urteil C-437/97 vom 9.3.2000 (Evangelischer Krankenhausverein Wien; Wein & Co) die Gemeinschaftsrechtskonformität der Besteuerung alkoholfreier Getränke und des Speiseeises festgestellt; im EuGH-Urteil C‑491/03 vom 10.3.2005 (Ottmar Hermann/Stadt Frankfurt am Main) wurde festgestellt, dass auch eine auf die entgeltliche Veräußerung alkoholhaltiger Getränke im Rahmen einer Bewirtungstätigkeit erhobene Getränkeabgabe (ebenso wie das im Falle der Überwälzung der Getränkeabgabe auf Dritte anwendbare „Bereicherungsverbot“ im Sinne des EuGH-Urteils C-147/01 vom 2.10.2003) als gemeinschaftsrechtskonform anzusehen ist.

Nachdem daher der/die Abgabepflichtige aufgrund seiner Zurücknahmeerklärung (ein entsprechender Schriftsatz mit dem Verzicht auf weitere Ansprüche wurde eingereicht) keine Ansprüche mehr geltend machen kann, ist das Verfahren als abgeschlossen zu betrachten und gilt die Getränkeabgabe im verfahrensgegenständlichen Zeitraum als festgesetzt.

Variante, falls aus dem bescheidgegenständlichen Zeitraum noch ein Rückstand besteht:

Hinweis: Sollte der insgesamt festgesetzte Abgabenertrag noch nicht zur Gänze entrichtet worden sein (Rückstand durch Nichtzahlung bzw. vorgenommene Gegenverrechnungen ) ist der festgestellte Rückstand mittels einer Aufgliederung mit diesem Bescheid vorzuschreiben (eventuellen Säumniszuschlag beachten).

Rechtsmittelbelehrung

Sie haben das Recht, gegen diesen Bescheid das Rechtsmittel der Berufung zu ergreifen. Die Berufung muss längstens innerhalb eines Monates nach der Zustellung des Bescheides bei der Stadt-/ Markt-/ Gemeinde ........................................ eingereicht oder bei der Post aufgegeben werden. In der Berufung sind der Bescheid zu bezeichnen sowie die gewünschten Änderungen anzuführen und zu begründen. Durch die Einbringung einer Berufung wird die Wirksamkeit des angefochtenen Bescheides nicht gehemmt, insbesondere die Einhebung und zwangsweise Einbringung einer Abgabe nicht aufgehalten (§ 198 Steiermärkische Landesabgabenordnung – LAO, LGBl 158/1963 in der Fassung LGBl 69/2001).

Der Bürgermeister:

	(Name des Bgm.)


Entwurf b)
zum „Rundbrief Frankfurt 2“
Inhaltliche Anwendung des Frankfurt-Urteils in der Gastronomie - 
erstinstanzlicher Abgabenbescheid 

Anwendungsfälle (offene Verfahren - es erfolgte noch keine bescheidmäßige Erledigung oder zwischenzeitlich erfolgte bereits die oberbehördliche Aufhebung im Sinne des ersten „Frankfurt-Rundbriefes“)
· Nullerklärung, fehlende oder unrichtige Abgabenerklärung.

· Unerledigter Rückzahlungs-, Gutschrifts- oder Gegenverrechnungsantrag.

Stadt-/Markt-/Gemeinde ……………….

…………………, am ……….2005

GZ.:      

Gegen Zustellnachweis.

Herrn/Frau/………. 

……….……….

……….……….

……….……….

Festsetzung der Getränkeabgabe 

.../......... bis .../......... 

Bescheid

Spruch

Die von Herrn/Frau/ ………, ………….., ……….., vertreten durch ………, ………….., ……….., nach den Bestimmungen des Getränke- und Speiseeisabgabegesetzes 1993, LGBl 1994/19 idF LGBl 62/2001, für den Zeitraum ………….. bis …………….. zu entrichtende Getränke- und Speiseeisabgabe wird gemäß § 153 Abs 2 der Steiermärkischen Landesabgabenordnung (LAO), LGBl 158/1963 in der Fassung LGBl 69/2001, wie folgt festgesetzt:

(Diese Tabelle ist im Spruch für jedes betroffene Kalenderjahr darzustellen):

	Getränkeart
	Bemessungsgrundlage
	Steuer​satz
	Abgabenhöhe

	alkoholische Getränke
	Euro
	10 %
	Euro

	alkoholfreie Getränke 20 % USt
	Euro
	5 %
	Euro

	alkoholfreie Getränke 10 % USt
	Euro
	5 %
	Euro

	Speiseeis
	Euro
	10 %
	Euro

	festgesetzte Abgabe (gerundet nach § 155 Abs 1 LAO)
	,_0 Euro 


Der Rückzahlungs-/Gutschrifts-/Gegenverrechnungsantrag wird mangels eines bestehenden Guthabens als unbegründet abgewiesen.

Zusatz bei allfällig bestehenden Zahlungsrückständen oder vorgenommenen Gegenverrechnungen:

Zufolge der getroffenen Abgabenfestsetzung (und/oder der allfällig inzwischen vorgenommenen Gegenverrechnung) ergibt sich für obigen Zeitraum ein Abgabenrückstand in Höhe von ............. Euro Der Abgabenrückstand in Höhe von € ............. ist gemäß §§ 165 ff LAO zuzüglich eines 2-%-igen Säumniszuschlages in Höhe von Euro ............. längstens binnen einem Monat ab Zustellung dieses Bescheides zu entrichten. 

Begründung

Die Abgabenbehörde hat Selbstbemessungsabgaben mit Bescheid festzusetzen, wenn der Abgabepflichtige die Einreichung der Erklärung unterlässt oder wenn sich die Erklärung als unvollständig oder die Selbstbemessung als unrichtig erweist; nach ständiger Rechtsprechung des VwGH darüber hinaus auch in jenen Fällen, wo die Rückzahlung (Gegenverrechnung, Gutschrift) einer (zutreffend oder behauptet) überhöht entrichteten Selbstbemessungsabgabe beantragt wird.

Im gegenständlichen Fall war(en) diese Voraussetzung(en) gegeben, begründet mit der behaupteten Gemeinschaftsrechtswidrigkeit der Getränkeabgabe insgesamt bzw der Getränkeabgabe auf alkoholische Getränke.

Der Europäische Gerichtshof hat die Abgabe alkoholhaltiger Getränke im Rahmen einer Bewirtungstätigkeit an Kunden in seinem Urteil C-491/03 vom 10. März 2005 als Steuer auf Dienstleistungen im Zusammenhang mit verbrauchsteuerpflichtigen Waren im Sinne von Artikel 3 Absatz 3 Unterabsatz 2 der Richtlinie 92/12/EWG des Rates vom 25. Februar 1992 über das allgemeine System, den Besitz, die Beförderung und die Kontrolle verbrauchsteuerpflichtiger Waren (Verbrauchsteuerrichtlinie) und demzufolge als gemeinschaftsrechtskonform beurteilt.

Auf Grund der in Lehre und Rechtsprechung unbestrittenen generelle Wirkung von EuGH- Urteilen in den Mitgliedsstaaten (sogenannte „erga-omnes-Wirkung“) ist die im oa Urteil vom 10. März 2005 ausgesprochene Rechtsmeinung auch für alle gleich gelagerten Getränkeabgabefälle in Österreich bindend. Durch die ebenfalls anerkannte Rückwirkung von EuGH-Urteilen (sogenannte „ex-tunc Wirkung“) ergibt sich für die Abgabenbehörden Österreichs eine Rückwirkung der Auslegung bis zum 1. Jänner 1995, dem Datum des Beitritts Österreichs zur Europäischen Union.

Eine Besteuerung alkoholhältiger Getränke im Rahmen einer Bewirtungstätigkeit ist dann gemeinschaftsrechtskonform vorzunehmen, wenn die mit dem Getränkeverkauf verbundenen gastronomischen Dienstleistungen (zB Bündel von Elementen und Handlungen von der Zurverfügungstellung einer Infrastruktur mit möbliertem Speisesaal mit Nebenräumen wie Garderobe, Toiletten usw., Beratung und Information der Kunden hinsichtlich der servierten Getränke, Darbietung der Getränke in einem geeigneten Gefäß, Bedienung bei Tisch, Abdecken der Tische und Reinigung nach dem Verzehr, …) jene bloß notwendigerweise mit der (nach Art eines reinen Handels vorgenommenen) Vermarktung solcher Waren verbundenen Entgeltbestandteile übersteigen.

Auch im gegenständlichen Fall ist der vorbeschriebene Sach- und Personalaufwand (wenn auch [teilweise] vom Unternehmer selbst erbracht) sowohl von der gastronomischen Gewerbeberechtigung (unter anderem Ausschank und Verkauf alkoholischer und nichtalkoholischer Getränke in unverschlossenen Gefäßen) als auch von der Lage der betrieblichen Fakten her gegeben, sodass im Betrieb des Berufungswerbers beim Verkauf der alkoholischen Getränke von einer Bewirtungstätigkeit und demnach von abgabepflichtigen Dienstleistungsumsätzen auszugehen ist.

Nach dem zitierten Urteil des EuGH ist daher im vorliegenden Fall unter Beachtung der anzuwendenden Rechtslage (Landesgesetz Getränke- und Speiseeissteuer; Verordnung der Gemeinde) die Festsetzung der Getränkeabgabe auf alkoholische Getränke geboten.

Zusatz, falls dieser Bescheid nach einer erfolgten oberbehördlichen Aufhebung ergeht:

Der vorliegende Bescheid war in Erledigung Ihres Anbringens vom ………… zu erlassen, da die bisherige bescheidmäßige Erledigung der Abgabenbehörde erster Instanz vom ……. 200… in Ausübung des Aufsichtsrechtes mit Bescheid vom ………2005 gemäß § 220 LAO oberbehördlich wegen Rechtswidrigkeit des Inhaltes deswegen aufgehoben wurde, weil darin zu Unrecht alkoholische Getränke nicht besteuert wurden.

Insgesamt war somit spruchgemäß zu entscheiden.

Rechtsmittelbelehrung

Sie haben das Recht, gegen diesen Bescheid das Rechtsmittel der Berufung zu ergreifen. Die Berufung muss längstens innerhalb eines Monates nach der Zustellung des Bescheides bei der Stadt-/ Markt-/ Gemeinde ........................................ eingereicht oder bei der Post aufgegeben werden. In der Berufung sind der Bescheid zu bezeichnen sowie die gewünschten Änderungen anzuführen und zu begründen. Durch die Einbringung einer Berufung wird die Wirksamkeit des angefochtenen Bescheides nicht gehemmt, insbesondere die Einhebung und zwangsweise Einbringung einer Abgabe nicht aufgehalten (§ 198 LAO).

Der Bürgermeister:

	(Name des Bgm.)
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